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Bekanntmachungen des Landratsamtes 
und des Kreisausſchuſſes. 


Volksbegehren. 


Verordnung 
über die Zulaſſung eines Volksbegehrens auf Grund 
der 88 6 und 7 des Geſetzes über den Volksentſcheid 
vom 6. März 1923 (Geſetzbl. S. 335). 


8 4. 

Auf Grund des von mehr als 2000 Stimmberechtig⸗ 
ten geſtellten Antrages wird ein Volksbegehren mit dem 
Kennwort „Arbeit, Brot und Freiheit“ und dem An⸗ 
trage: „Der Volkstag wird aufgelöſt“ zugelaſſen. Als 
Vertrauensmann iſt der kommuniſtiſche Volkstagsab⸗ 
geordnete Anton Plenikowski, Lehrer, Zoppot, Danzi⸗ 
gerſtraße 60, als Stellvertreter der kommuniſtiſche 
Volkstagsabgeordnete Paul Kreft, Bauarbeiter, Zop⸗ 
pot, Herbſtſtraße 6a ee worden. 


Nr. 1. 


b 8 2. 
Die Eintragungsfriſt beginnt am 12. Dezember und 
endigt am 19. Dezember er 


Zum Abſtimmungsleiter wird Verwaltungsgerichts⸗ 
direktor Dr. Meyer-Barkhauſen, zu deſſen Stellvertreter 
Regierungsrat Köppen ernannt. 

Danzig, den 27. November 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Hinz. 

Veröffentlicht. 

Für die Durchführung des Volksbegehrens kommen 
die folgenden Beſtimmungen in Frage: 

a) Geſetz Er den Volksentſcheid vom 6. 3. 1923 (Ge⸗ 
ſetzbl. S. 335), 

b) Verordnung zur Ausführung des Geſetzes über den 
Volksentſcheid e vom; 0. 
1923 (Geſetzbl. S. 1020). 

Nach dieſen Beſtimmungen iſt zunächſt das Eintra⸗ 
gungsverfahren durchzuführen. Das Eintragungsverfah⸗ 
ren geht wie folgt vor ſich: 

Eintragungsliſte. 

In jedem Gemeindeamt iſt' in der vom Senat be⸗ 
ſtimmten e dom 12. 12. bis 19. 19 d. 
Is. in der Zeit von 9 Uhr bis 18 Uhr eine Eintra⸗ 
angle auszulegen. Die erforderlichen Vordrucke 
hierfür werden in den nächſten Tagen den Gemeinde⸗ 
behörden zugehen. Etwaiger weiterer Bedarf kann ange⸗ 
fordert werden. Zu der Eintragung dürfen nur die vor⸗ 
geſchriebenen Vordrucke verwendet werden. 

Ortsübliche Bekanntmachung. 

Die Gemeindebehörden haben unverzüglich in orts⸗ 
üblicher Weiſe bekanntzugeben, wo, an welchen Tagen 
und zu welchen Tagesſtunden die Unterſchriften in die 
Liſten eingetragen werden können. 

Eintragungs berechtigte. 

Zur Eintragung iſt nur zugelaſſen, 

a) wer in die Wählerliſte der Volkstagswahl vom 16. 
11. 1930 eingetragen iſt; es ſei denn, daß das 


Neuteich, den 2. Dezember 


1931 


Hirt inzwiſchen verloren gegangen iſt oder 
während der Eintragungsfriſt ruht, 


b) wer einen Eintragungsſchein hat. 

Perſonen, die wegen Erteilung eines Wahlſcheines 
nach $ 11 der Volkstagswahlordnung in der Wähler⸗ 
liſte der Volkstagswahl vom 16. 11. 1930 geſtrichen 
worden ſind, gelten als eingetragen. 


Eintragungsſcheine. 


Der Eintragungsſchein berechtigt zur Eintragung in 
einem beliebigen Eintragungsraum. 


Einen Eintragungsſchein erhält auf Antrag 
J. ein Eintragungsberechtigter, der in der Stimmliſte 
(Wählerliſte) eingetragen iſt, 


1. wenn er während der ganzen Eintragungsfriſt 
außerhalb des Ortes ſich aufhält, in deſſen 
Stimmliſte (Wählerliſte) er eingetragen iſt, 


2. wenn er infolge eines körperlichen Leidens oder 
Gebrechens in ſeiner Bewegungsfähigkeit behin⸗ 
dert iſt und durch den Eintragungsſchein die 
Möglichkeit erhält, einen für ihn günſtiger gele⸗ 
genen Eintragungsraum aufzuſuchen; 


II. ein Eintragungsberechtigter, der in eine Stimm⸗ 
liſte nicht eingetragen oder darin geſtrichen iſt, 


1. wenn er wegen Ruhens des Stimmrechts (Wahl⸗ 
rechts) nicht eingetragen oder geſtrichen war, der 
Grund dafür aber nachträglich weggefallen iſt, 


2. wenn er nach Ablauf der e eg für die 
Volkstagswählerliſte, das iſt der 30. 10. 1930, 
ſeinen Wohnort von dem Ausland in das In⸗ 
land verlegt hat, 


3. wenn er nachweiſt, daß er bei der letzten Aus⸗ 
legung der Stimmliſten (Wählerliſten) ohne ſein 
Verſchulden die Friſt zur Einlegung eines Ein⸗ 
ſpruchs gegen die Wählerliſte verſäumt hat, 


4. wenn er nachweiſt, daß er erſt nach der zuletzt 
vorgenommenen Abſtimmung oder Wahl (Volks⸗ 
tagswahl vom 16. 11. 1930) ſtimmberechtigt ge⸗ 
worden iſt. 


Haben Berechtigte, die in der bei der Volkstagswahl 
vom 16. 11. 1930 benutzten Stimmliſte (Wählerliſte) 
eingetragen ſind, einen Eintragungsſchein erhalten, ſo 
iſt dies in der Stimmliſte in der für den Vermerk der 
erfolgten Stimmabgabe vorgeſehenen Spalte und zwar 
in der nächſt offenen Spalte zu vermerken. 


Der Eintragungsſchein iſt nach dem in der Anlage 
gegebenen Vordruck auszuſtellen. Eintragungsſcheine 
find bis zum Ablauf der Eintragungsfriſt (19. 12. 
1931) auszuſtellen. 


Ueber die ausgeſtellten Eintragungsſcheine hat die 
ee eine Verzeichnis zu führen. 


Einſprüche. 


Gegen die Ablehnung der Zulaſſung zur Eintragung 
oder gegen die Verſagung eines Eintragungsſcheines 
iſt Einſpruch zuläſſig. Gibt die Gemeindebehörde dem 
Einſpruch nicht alsbald ſtatt, ſo entſcheidet ihre Auf⸗ 
ſichtsbehörde (Landrat) binnen einer Woche. 


Eintragung in die Liſten. 

Die Eintragungsberechtigten müſſen ſich ſelbſt in die 
Liſte eintragen. Es müſſen alle Spalten vollſtändig und 
leſerlich ausgefüllt werden. Erklärt ein Eintragungsbe⸗ 
rechtigter, daß er nicht ſchreiben kann, ſo wird ſeine 
Unterſchrift durch die von dem Gemeindevorſteher vor⸗ 
zunehmende Feſtſtellung dieſer Erklärung erſetzt. Die 
Feſtſtellung iſt in der Eintragungsliſte unter Angabe 
des Tages der Erklärungsabgabe zu beurkunden. Hand⸗ 
zeichen oder nicht leſerliche Unterſchriften ſind in der 


Spalte „Bemerkungen“ von dem Gemeinde vorſteher zu 


erläutern. 
Die Eintragung muß enthalten: 


a) Vor⸗ und Zuname, bei verheirateten und r 
geweſenen Frauen auch den Geburtsnamen, 

b) Stand, Gewerbe oder Beruf, 

c) Bezeichnung der Wohnung. 

Bevor die Unterſchrift in die Eintragungsliſte einge⸗ 
tragen wird, hat die Gemeindebehörde in der Stimm⸗ 
liſte (Wählerliſte) in der für den Vermerk der erfolgten 
Stimmabgabe beſtimmten Spalte eine entſprechende Ein⸗ 
tragung zu machen (am beſten durch Vermerk der lfd. 
Nr., unter der ſich der Berechtigte in die Eintragungs⸗ 
liſte eingezeichnet hat). Zu verwenden iſt hierbei in 
jeder Stimmliſte dieſelbe und zwar die nächſt offene 
Spalte. 

Inhaber von Eintragungsſcheinen (ſiehe oben) über⸗ 
geben dieſe Scheine; die Gemeindebehörde ſammelt die 
Eintragungsſcheine und verwahrt ſie, bis der Erfolg 
des Eintragungsverfahrens feſtſteht. 

Abſchluß der Eintragungsliſten. 

Die Gemeindebehörden haben nach Ablauf der letzten 
Eintragungsſtunde, alſo ſpäteſtens am Abend des 19. 
12. 1931, die Eintragungsliſten nach dem auf dem Vor⸗ 
druck befindlichen Muſter abzuſchließen. 

Meldung des Abſtimmungsergebniſſes. 

Am 19. d. Mts. nach Schluß der Eintragungsfriſt 
(nach 18 Uhr) iſt mir ea telefoniſch (Fernſprecher 
Tiegenhof 82, 83, 84 und 106) zu berichten, wieviel 
Unterſchriften in der Gemeinde e abgegeben worden ſind. 
Sind keine Unterſchriften abgegeben, ſo hat gleichwohl 
Meldung und zwar Fehlanzeige zu erfolgen. 

Bis zum 21. d. Mts. vormittags ſind mir weiter die 
ordnungsmäßig beſcheinigten Eintragungsliſten einzu⸗ 
reichen. Sind keine Eintragungen erfolgt, ſo iſt in der 
Liſte zu beſcheinigen, daß keine Unterſchriften abgegeben 
worden ſind. Die Liſte iſt alſo auch einzureichen, wenn 
Fehlanzeige erſtattet wird. 


Die Innehaltung der Friſten mache ich den Herren 
Gemeindevorſtehern zur beſonderen Pflicht. 

Soweit über die Zuläſſigkeit abgegebener Unterſchrif⸗ 
ten Bedenken beſtehen, iſt hierüber bei Einreichung der 
Eintragungsliſten ſofort ſchriftlich zu berichten. 

Allgemeines. 

Aufrufe (Plakate) von Parteien uſw., die ſich für 
oder gegen den von den Antragſtellern vorgeſchlagenen 
Geſetzentwurf ausſprechen, dürfen keinesfalls zum Ge⸗ 
genſtand einer amtlichen Veröffentlichung gemacht wer⸗ 
den, da eine behördliche Beeinfluſſung des Verfahrens 
unterbleiben muß. 


Die Eintragung in die Eintragungsliſte iſt nicht ge⸗ 
heim. Auf der anderen Seite kennt aber das Eintra⸗ 
gungsverfahren nicht den Begriff der Oeffentlichkeit in 
dem Sinne, wie er für die Stimmabgabe bei Volks⸗ 
tagswahlen und bei einer Volksabſtimmung feſtgelegt 
iſt. Die Räume, in denen Eintragungsliſten ausgelegt 
werden, ſind vielmehr nicht anders zu behandeln, als 
andere Dienſträume der Gemeindebehörden, insbeſon⸗ 
dere die Räume, in denen bei Wahlen die Stimmliſten 
zur öffentlichen Einſicht ausgelegt werden. 


Eine förmliche Ueberwachung des Eintragungsver⸗ 
fahrens durch Beauftragte der Antragſteller wäre mit 
den Beſtimmungen nicht vereinbar, auch mit der hoheit⸗ 
lichen Stellung der Gemeindebehörden bei dem Eintra⸗ 
gungsverfahren nicht verträglich. Eine Beſetzung der 


Eintragungsräume mit Obleuten von Parteien kommt a 
hiernach nicht in Frage. 5 

Tiegenhof, den 1. Dezember 1931. 
Der Landrat. 


Eintragungsſchein 
für das Volksbegehren „Arbeit, Brot und Freiheit“ 
„ ſ ſ . 
eee e ET 


ee ee 33 
Stand, Beruf der Gewerbe 0028 
e eh ar ee 
Straße und Hausnummenr,rk!! 
kann unter Abgabe dieſes Eintragungsſcheines in ei⸗ 
ner beliebigen Gemeinde ſich in die Eintragungsliſte 
eintragen. 


Nr. 12. 


Ladenſchluß und Sonntagsruhe vor den 
großen Feſten. 

Auf Grund des Geſetzes zur einheitlichen Durchfüh⸗ 

rung des 6⸗Uhr⸗Ladenſchluſſes wird bis auf weiteres 

Bw daß die offenen Verkaufsgeſchäfte im Ge⸗ 

biet der Freien Stadt Danzig an folgenden Tagen vor 
den großen Feſten länger offengehalten werden können: 
Weihnachtsfeſt a 
a) 6 ee vor dem Tage des Heiligen Abends bis 
L, 

b) am Heiligen Abend bis 18 Uhr nur für die Fleiſche⸗ 
reien, Bäckereien, Konditoreien, Konfitüren⸗, Blumen⸗ 
und Tabakgeſchäfte. 

Oſtern und Pfingſten 

a) je 3 Werktage vor dem Oſterſonnabend und Pfingſt⸗ 
ſonnabend bis 19 Uhr, 

b) am Oſterſonnabend und Pfingſtſonnabend bis 18 Uhr 
nur für Lebens⸗ und Genußmittel und für Blumen. 
Ferner wird auf Grund des Geſetzes über die Sonn⸗ 

tagsruhe im Handelsgewerbe widerruflich genehmigt, 

daß alljährlich am zweiten Sonntag vor dem Weih⸗ 
nachtsfeſte die offenen Verkaufsſtellen in der Zeit von 

13—18 Uhr geöffnet ſein dürfen. Dieſe Ausnahmege⸗ 

nehmigung gilt nicht für die Geſchäfte, denen bereits an 

4 Sonntagen im Jahre eine Offenhaltung der Geſchäfte 

bewilligt worden iſt. a 
Ueber die Freigabe des Sonntags unmittelbar vor 

dem Weihnachtsfeſte beſtimmt die Ortspolizeibehörde. 
Danzig, den 17. November 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Ing. Althoff. 


a Ortsbehörden erſuche ich um ortsübliche Bekannt⸗ 
gabe. 
Tiegenhof, den 26. November 1931. 
Der Landrat. 


NE. 2. 


Armen⸗ und Erwerbsloſenfürſorge. 


Den Herren Gemeindevorſtehern des Kreiſes bringe 
ich unter Hinweis auf meine letzte Rundverfügung 
vom 7. 9. d. Js. — A. 16533 — erneut in Er⸗ 
innerung, daß die Erledigung von Ortsarmen⸗ und 
Erwerbsloſenangelegenheiten allein zur Zuſtändigkeit 
des Gemeindevorſtehers und nicht der Gemeindevertre⸗ 
tung gehört. Ich erſuche um ſtrenge Beachtung. 

Tiegenhof, den 25. November 1931. 

Der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 


’ — nn 


Nr: 3. 
Aufſtellung von Strohmieten pp. 

Da über die für die Aufſtellung von Strohmieten und 
die Lagerung von Stroh- und Reiſighaufen in der Nähe 
von Gebäuden beſtehenden Vorſchriften vielfach Unkennt⸗ 
nis herrſcht, erſuche ich die Herren Gemeindevorſteher, 
die im Kreisblatt Nr. 34 für 1926 auf Seite 104 ab⸗ 
gedruckte Polizeiverordnung vom 21. 6. 1926 erneut 
auf ortsübliche Weiſe bekannt zu machen. 

Tiegenhof, den 28. November 1931. 

7 Der Landrat. 


Haus lollekte. 

Der Senat der Freien Stadt Danzig — Abt. des 
Innern — hat folgenden Vereinen die Abhaltung einer 
Hauskollekte bei den Bewohnern der Freien Stadt Dan⸗ 
zig genehmigt: 

a) „Dem Bund der Kinderreichen in Danzig zum Schutze 
der Familie“ für die Zeit von ſogleich bis 31. Janu⸗ 
ar 1932 zum Beſten der notleidenden Familien des 

Bundes. 

b) „Dem Reichsbund der Kriegsbeſchädigten, Kriegsteil⸗ 
nehmer und Kriegshinterbliebenen“ in Danzig für 
die Zeit von ſogleich bis 20. Dezember 1931 zum 

Beſten einer Weihnachtsbeſcherung für die Kriegs⸗ 

beſchädigten. 

Die Einſammlung der Kollekte hat durch polizeilich 
legitimierte Erheber zu erfolgen, die darauf hinzuwir⸗ 
ken haben, daß die Eintragungen in die Sammelliſten 
nach Möglichkeit mit Tinte (Tintenſtift) erfolgen. 

Tiegenhof, den 27. November 1931. 

| Der Landrat. 


Nr. 5. —— 
Brennmaterialverſorgung der Schulen. 
Die Schulvorſtände derjenigen Schulen, deren Ver— 

ſorgung mit dem notwendigen Brennmaterial in näch⸗ 

ſter Zeit gefährdet iſt, erſuche ich, mir dieſes innerhalb 

5 Tagen zu melden. 

Tiegenhof, den 27. November 1931. 
Der Landrat. | 
Ny 8. 


Nr. 


Schulperſonalien. 

Dem Gemeindevorſteher Paul Neufeld in Alt⸗ 
münſterberg ſind durch Beſchluß des Schulvorſtan⸗ 
des der Schule in Altmünſterberg die Geſchäfte des 
Schulkaſſenrendanten dieſer Schule für die Dauer ſeiner 
Amtstätigkeit übertragen worden. 

Tiegenhof, den 27. November 1931. 

Der Landrat. 


Schulperſonalien. 

Dem Gemeindevorſteher Ernſt Pelz in Tiegen⸗ 
hagen ſind durch Beſchluß des Schulvorſtandes der 
evangl. Schule in Tiegenhagen die Geſchäfte des Schul⸗ 
kaſſenrendanten der dortigen evangl. Schule für die 
Dauer ſeiner Amtstätigkeit übertragen worden. 

Tiegenhof, den 27. November 1931. 

Der Landrat. 


Perſonalien. | 
Der Hofbeſitzer Peter Claaßen iſt zum Gemeinde⸗ 
vorſteher der Gemeinde Blumſtein gewählt und von 
mir beſtätigt worden. s 
Tiegenhof, den 26. November 1931. 
Der Landrat; als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. 
Ni 9) 


Viehſeuchenpolizeiliche Anordnung. 
Zum Schutze gegen die Maul⸗ und Klauenſeuche wird 
auf Grund der SS 18 ff. des Viehſeuchengeſetzes vom 
26. 6. 1909 (R. G.B. S. 519) folgendes beſtimmt: 


a 


Nr. 8. 


Sl. 
Nachdem unter den Klauenviehbeſtänden der Hof⸗ 
beſitzer i 


1.) Emil Epp⸗Kl. Lichtenau, 

2.) Jacob Wiebe in Abbau⸗Palſchau 

3.) Hermann Neufeld-Trampenau N 
die Maul⸗ und Klauenſeuche amtstierärztlich feſtge⸗ 
ſtellt iſt, werden gebildet 


3u 1) 


a) ein Sperrgebiet, beſtehend aus dem geſchloſſenen 
Dorf Kl. Lichtenau und den Ausbauten Frau Enß 
und Wiebe⸗Kl. Lichtenau, 


bp) ein Beobachtungsgebiet, beſtehend aus den übrigen 


Ausbauten von Kl. Lichtenau, dem geſchloſſenen Dorf 
Gr. Lichtenau ſowie dem Gehöft des Beſitzers Do— 
manski — Gr. Lichtenau — Abbau und der Gemeinde 
Damerau; 8 

zu 2) 

a) ein Sperrgebiet, beſtehend aus dem Seuchengehöft 
und den Gehöften der Beſitzer Frowerk, Wilke, 
Schütz und Heinrich Penner, 

b) ein Beobachtungsgebiet, beſtehend aus den geſchloſ⸗ 
7 Ortſchaften Palſchau und Neukirch; 

zu 

a) ein Sperrgebiet, beſtehend aus der geſchloſſenen Ort⸗ 
ſchaft Trampenau, f 

b) ein Beobachtungsgebiet, beſtehend aus den Ausbau⸗ 
ten Wiebe und 1 er, N 
Auf die Sperr⸗ und Beobachtungsgebiete findet die 

viehſeuchenpolizeiliche Anordnung des Herrn Regie⸗ 

rungspräſidenten vom 18. April 1914 — abgedruckt 

im Kreisblatt Nr. 40 für 1930 — Anwendung. 


Sg, 
Dieſe viehſeuchenpolizeiliche Anordnung tritt mit ſo⸗ 
fortiger Wirkung in Kraft. 


§ 4. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung werden 
gemäß § 74 Abi. 1 Ziff. 3 des Viehſeuchengeſetzes vom 
26. 6. 1909 mit Gefängnis bis zu 2 Jahren oder mit 
Geldſtrafe von 30,— bis zu 6000,— Gulden, im übri- 
gen auf Grund des S 76 Ziff. 1 a. a. O. bis zu 300,— 
Gulden oder mit Haft beſtraft. 

Tiegenhof, den 1. Dezember 1931. 

Der Landrat. 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Viehzählung im Dezember 1931. 


Auf Grund des Geſetzes über die Vornahme vegel- 
mäßiger Erhebungen im Bereiche der Landwirtſchaft 
vom 13. März 1925 findet im Dezember im Gebiete 
der Freien Stadt Danzig die diesjährige Viehzählung 
nach dem Stande vom 1. Dezember 1931 ſtatt. Die Er⸗ 
hebung erfolgt mittels Sammelliſten durch von den 
Ortsbehörden beauftragte Zähler (in den Stadtgemein⸗ 
den Danzig und Zoppot, ſowie in der Landgemeinde 
Ohra durch Revierpolizeibeamte). 

Viehhalter und Bienenzüchter, deren Vieh und Bie⸗ 
nenvölker (nicht Stöcke oder Beuten) bis zum 15. De⸗ 
zember nicht gezählt ſind, haben dies unverzüglich 
ihrer Ortsbehörde (ihrer Revierpolizei) anzuzeigen. Ge⸗ 
meindevorſtände, denen die Vordrucke für die Zählung 
nicht bis zum 1. Dezember zugegangen ſind, haben die 
„ Zählpapiere umgehend von uns anzufor⸗ 

ern? 5 
Danzig, den 22. November 1931. 
Das Statiſtiſche Landesamt. 


Formularverlag. 


Folgende Formulare ſind am Lager: 


Abteilung G. 
Einladungen zur Gemeindeſitzung. 
Beſcheinigung über die Einladung zur Ge⸗ 
meindeſitzung. 
Beglaubigte Abſchrift des Protokolls einer Ge⸗ 
meindeſitzung. 


Nr. 1 
2 
3 

Nr. 5 Feſtſtellungsbeſchluß der Gemeinderechnung. 
6 


Nr. 


Vernehmung eines Hilfsbedürftigen zur Er⸗ 
mittelung des Unterſtützungswohnſitzes. 

Anfrage über die Aufenthaltsverhältniſſe ei⸗ 
nes Hilfsbedürftigen. 


Nr. 6a. Rechnungen für auswärtige Armenverbände. 

Nr. 6b. Rechnungen für den Landarmenverband. 

Nr. 7. Bekanntmachung über die Art der Jagdver⸗ 
pachtung, über die Auslegung der Pachtbedin⸗ 


gungen, und über die Anberaumung des Ver⸗ 


pachtungstermins. 
Jagdpachtbedingungen. 
. Bietungsverhandlungen über Jagdverpachtung. 
. Jagdpachtvertrag. 

Nr. 11. Antrags⸗ und Fragebogen auf Erwerbsloſen⸗ 
5 unterſtützung. 5 
Nr. 12. Nachweiſung über Aufwendungen für Erwerbs⸗ 

N 3. 


loſe. 
Antrag auf Kleinrentnerunterſtützung. 
Nr. 14. . über Aufwendung für Kleinrent⸗ 
Nr. 14a. a. Bahfungstite über Kleinrentner⸗Unterſtützung. 
. Steuerzettel u. Quittungsbuch über Gemeinde⸗ 
ſteuern. 
Mahnzettel. 
Oeffentliche Steuermahnung. 
. Erſuchen an eine andere Gemeinde um Vor⸗ 
nahme einer Zwangsvollſtreckung. 
. Pfändungsbefehl. 
. Zuſtellungsurkunde. 
. Pfändungsprotokoll. 
Pfändungsprotokoll b. fruchtloſem Pfändungs⸗ 
verſuch. 
. Verſteigerungsprotokoll. 
. Zahlungsverbot. 
. Ueberweiſungsbeſchluß. 
. Abſchrift des Zahlungsverbotes und Ueberwei⸗ 
e an den Schuldner. 
Nr. 28. Benachrichtigung an den Schuldner über den 
Zuſtellungstag des Zahlungsverbotes. 
NI 8a. Abſchrift des Zahlungsverbotes an den Gläu⸗ 
iger. 
Nr. 29. Vorläufiges Zahlungsverbot. 
Nr. 29a. Abſchrift des vorläufigen Zahlungsverbotes an 
den Schuldner. 
. Melderegiſter. 
. Abmeldeſchein. 
Anmeldeſchein. 
Nr. 32a. Zuzugsmeldung. 
Nr. 32b. Fortzugsmeldung. 
Nr. 320. Fremdenmeldezettel. 
Nr. 35. Urliſten für Schöffen oder Geſchworene. 
Nr. 36a. 1 Behandlungsſchein für Kriegshinter⸗ 
ebene. 
Nr. e -Behandlungsſchein für Kriegshinterblie⸗ 


ene 
Abteilung A. 
Antrag auf Ausſtellung eines Waffenſcheines. 


Zeugnis zur Erlangung des Armenrechts. 
Amtliche Nachrichten zur Aufnahme eines Gei⸗ 
ſteskranken uſw. in eine Anſtalt. 

9 90 Nachrichten über einen Geiſteskranken 


Antrag auf Erteilung eines Wandergewerbe⸗ 

ſcheines. 

Perſonalbogen für den Antragſteller des Wan⸗ 

dergewerbeſcheines. 

Perſonalbogen für die Begleitperſon. 

Behördl. Beſcheinigung über den Antragſteller. 

. Kataſterblatt für die gewerbliche Anlage. 

. Führungsatteſt. 

. Strafverfügung. 

Verantwortliche Vernehmung. 

. Genehmigung zur Veranſtaltung einer Tanz⸗ 
luſtbarkeit. 

. Vorladung zur Vernehmung. 


3 
oa 
737 ĩͤ a ie 


nach Deutſchland. 
Nr. 16a. Urſprungszeugnis (für Märkte). 
Nr. 17. Strafaktenbogen. 
Nr. 18. Paßverlängerungsſchein. 
Nr. 18a. Unfallanzeigen. 
Nr. 19. Unfallunterſuchungs⸗Verhandlungen. 


Urſprungszeugnis zur Einfuhr von Pferden 
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Nr. 20. Bauerlaubnis. 
Nr. 20a. Todesbeſcheinigung. 
Nr. 21. Beerdigungsſchein. 


Für Schiedsmänner: 
Nr. 1. Vorladung für den Kläger. 
Nr. 2. Vorladung für den Verklagten. 
Nr. 3. Atteſt, 


Die Herren Amts⸗ und Gemeindevorſteher werden 
gebeten, bei Beſtellung ſtets die Abteilung und Nummer 
anzugeben. 


R. Pech & W. Richert, Neuteich. 


Für Molkereien 


halten wir auf Lager: 


Monats-Milchtabellen ven Form. 
Wilch⸗Abrechnungsbücher 


auf Beſtellung in allen Stärken 
Monats- u. Jahresmilchbücher 
Abrechnungsformulare 
R. Pech & Richert, Neuteich. Tel. 308. 


9 
run 15 Wirtfchaftl 


Denn: Not der "Wi 
— Wc l 


Witngatne , , „ 
Gegeigarne Sa. DeMaldud heute 
60 iD el für a e e 105 


Bindfaden aan. (eſhnachtegeachent 


halten wir auf Lager und Zu haben in der 
geben zu Engrospreiſen ab.| - Buchhandlung 


N. & Richert, : 
dene aan” Pech & Richert. 


harr 202060220 908009808 9888008 
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